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INFRASTRUKTUR:
Mobilität sichern — Kapazitäten
erweitern — Weichen stellen

W i e  e s  i s t

Wirtschaftswachstum setzt eine bedarfsgerechte Verkehrsinfra -
struk  tur voraus, gerade in einem Flächenstaat wie Bayern. Leere
Kas sen bei Bund, Land und Kommunen haben den nötigen Aus -
bau in den vergangenen Jahren erheblich verzögert.Viele notwen-
dige Ver kehrs projekte können wegen zu geringer Haushalts mit -
tel nicht verwirklicht werden.Der Erhaltungszustand der Ver kehrs  -
wege verschlechtert sich seit Jahren; aktuelle technische An for -
derungen wer den nicht erfüllt. Nach einer Umfrage der deut-
schen IHKs entstanden den befragten Betrieben im vergangenen
Jahr rund 100 Mil lionen Euro an Staukosten. Vorliegende Prog -
nosen gehen von einem Ver kehrswachstum um 71 Prozent im Gü -
terverkehr und um 19 Prozent im Personenverkehr für den Zeit -
raum 2004 bis 2025 aus. Dieses Wachstum kann mit der vorhan-
denen Verkehrsinfrastruktur nicht mehr bedarfsgerecht be wäl tigt
werden. 

W a s  z u  t u n  i s t

■ Ausbau der Verkehrsinfrastruktur vorantreiben

Die vordringlichen Projekte des Bundesverkehrswegeplanes, insbe-
sondere die fehlenden Lückenschlüsse sowie die Strecken der trans -
europäischen Netze (TEN) im Freistaat sind umgehend zu realisie-
ren. Auch die Staats- und Kommunalstraßen sind dem steigenden
Ver kehrsbedarf anzupassen und bedarfsgerecht auszubauen. Dafür
müs sen die Finanzmittel des Bundes, der Länder und der Kom mu -
nen für den Ausbau und den Erhalt der Verkehrswege dauerhaft
und deutlich erhöht werden. Zu fordern ist ein Programm„Ver kehrs-
pro jekte alte Länder“, das einen Ausgleich für den Nachholbedarf
der letzten Jahre darstellt. Langfristig muss die Finanzierung der Ver  -
kehrsinfrastruktur von der reinen Steuer- hin zu einer Nutzerfi nan-
zierung neu organisiert werden. Erforderlich dafür ist eine gewisse
Zweckbindung der von den Nutzern aufgebrachten Mittel in Form
von Mauten, Kfz- und Mineralölsteuern für Infrastrukturinvesti tio -
nen. Diese Mittel sind von einer Finanzierungsgesellschaft zu ver -
wal ten und nach Maßgabe des Bundesverkehrswegeplans einzu-
setzen. Die Verantwortung für Planung und Organisation der Infra -
struk tur netze hat als staatliche Daseinsvorsorge beim Staat zu ver-
bleiben. /

FINANZEN:
Krise bewältigen — Zukunft gestalten

W i e  e s  i s t

Die öffentlichen Haushalte sind stark von den Lasten der Vergan gen -
heit geprägt. Zusammen mit den neuen, krisenbedingten Belas tun gen
kommt der Staat an die Grenzen seiner Leistungsfähigkeit. Aus ufern de
Zinszahlungen,Pensionsverpflichtungen und Zuschüsse zur Ren ten ver-
sicherung schränken die Handlungsfähigkeit stark ein.Die Kon junk tur -
pakete, Bürgschaften und Liquiditätsprogramme führen zu ei ner wei te -
ren Neuverschuldung und zu noch höheren Zins lasten in der Zu kunft.

W a s  z u  t u n  i s t

■ Konsolidierung wieder aufnehmen und 
■ Impulse für die Zukunft setzen

Staatliche Rettungsschirme und Konjunkturprogramme sind Not lö -
sun gen. Gleichwohl ist der Staat in der Pflicht, jetzt die Konjunktur
zu stützen.Nach der Krise muss sich der Staat aus direkten Wirt schafts -
eingriffen zurückziehen und private Initiativen durch einen ordnungs-
politischen Rahmen, niedrige Steuern und wenig Bürokra tie fördern.
Oberste Priorität muss es sein, den Haushalt zu konsolidieren und die
Neuverschuldung möglichst rasch auf Null zurück zu führen, indem
die Ausgaben begrenzt werden.Eine transparente Dar stellung der im-
pliziten Staatsverschuldung — also zukünftiger Zah lungs verpflich tun -
gen aufgrund von Renten, Pensionen und an de ren Versorgungs zu sa -
gen — ist dabei unerlässlich. Ziel muss eine Staats quote von unter 40
Prozent sein. Zukunftsorientierte öffentliche In vestitionen und Bil dungs  -
ausgaben müssen dabei Vorrang ha ben vor konsumtiven Aus gaben.

ARBEIT UND SOZIALES:
Beschäftigungschancen erhöhen —
Funktionsmängel beseitigen 

W i e  e s  i s t

Hohe Arbeitskosten und ein starres Arbeitsrecht sind das Haupt hin  -
dernis für neue Arbeitsplätze. Die Belastung der Betriebe durch die
Sozialausgaben ist zu hoch. Als Jobbremse wirken beispielsweise
Min  destlöhne, der starre Kündigungsschutz und zu enge Vorgaben
bei der Befristung von Arbeitsverträgen.Der Fachkräftemangel bleibt

STEUERN UND FINANZEN
STEUERN: System reformieren — 
Fehler beheben

W i e  e s  i s t

Die Steuern in Deutschland sind immer noch zu hoch.Trotz der Un  -
ternehmensteuerreform 2008 liegt die effektive Steuerbelas tung
der Unternehmensgewinne in Deutschland im europaweiten Ver -
gleich im oberen Mittelfeld. Der Mittelstand leidet überproportio-
nal unter der „kalten Progression“: Vor 50 Jahren galt einkommen -
steuerlich als Spit zenverdiener, wer das 21fache des Durch schnitts   -
ein kommens ver dien te; heute reicht schon das Ein ein halbfache. Zu -
dem enthält das Steuerrecht viele Regelungen, die Krisen zu sätz lich
verschärfen und die Gefahr in sich bergen, dass die Unter neh men
erst recht in eine wirtschaftliche Schieflage geraten.

W a s  z u  t u n  i s t

■ Leistungsfördernder Einkommensteuertarif

Der leistungsfeindliche sogenannte Mittelstandsbauch ist abzubauen.
Davon würden alle Leistungsträger profitieren. Das zu versteuernde
Einkommen, ab dem der Spitzensteuersatz (mit Ausnahme der Rei chen-
steuer) von 42 Prozent beginnt, ist von ca. 53.000 Euro auf 80.000 Euro
zu erhöhen. Außerdem ist der Einkommensteuertarif um die Inflation
zu bereinigen, damit die Steuerlast sich nicht so stark durch die kalte
Progression erhöht. Zusätzlich sollte mittelfristig der Solidari täts zu -
schlag abgeschafft werden. Langfristig ist eine Flat tax anzustreben.

■ Abschaffung Krisen verschärfender Regelungen

Die leistungsfeindlichen und oftmals substanzbesteuernden Sonder -
regelungen wie die Hinzurechnungen bei der Gewerbesteuer, die Zins-
schranke, die Beschränkung der Verlustverrechnung (insbesondere
Mantelkauf und Mindestbesteuerung) und die Regelungen zur Funk -
tionsverlagerung sind zu beseitigen oder zumindest auf den tat säch-
lichen Kern der Missbrauchsfälle zu beschränken.

■ Umsatzsteuer harmonisieren

Es ist unerlässlich, die Umsatzsteuer europaweit zu harmonisieren,
um bestehende Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen. Perspek ti -
visch ist eine Rückführung des Regelsteuersatzes im Rahmen fiska-
lischer Möglichkeiten erforderlich.

vorhandenen Arbeitskräfte effektiver einzusetzen und die Studien -
ab brecherquoten gerade in den natur- und ingenieurwissen schaft -
li chen Fächern zu senken.Neben einer höheren Erwerbsbeteiligung
und besserer Qualifizierung von Inländern ist die Zuwanderung qua -
lifizierter Arbeitnehmer ein wichtiger Baustein zur Linderung des
Fachkräftemangels. Hochqualifizierten ausländischen Fachkräften
muss es erleichtert werden, in Deutschland zu arbeiten. Für eine ge -
zielte und flexible Zuwanderungssteuerung braucht Deutschland
mit telfristig ein qualifikationsorientiertes Auswahlverfahren in Form
eines Punktesystems, z. B. nach kanadischem Vorbild.

■ Familie und Beruf — Vereinbarkeit verbessern,
Betreuungsangebote flexibilisieren

Die Betriebe leisten bereits einen wesentlichen Beitrag zur Ver ein -
barkeit von Familie und Beruf. Damit mehr Eltern (wieder) am Er -
werbsprozess teilnehmen können, muss das Betreuungsangebot
auch hinsichtlich seiner Flexibilität und Qualität verbessert wer-
den. Um eine bessere Vereinbarkeit auch bei der Pflege von An ge -
hö  rigen zu ermöglichen, ist ein größeres und bedarfsgerechtes An-
ge bot an Pflegeplätzen erforderlich.

BILDUNG:
Clever qualifizieren

W i e  e s  i s t

Aus- und Weiterbildung sind für eine leistungsfähige Volkswirt -
schaft unverzichtbar. Die Wirtschaft beweist durch ihre steigen-
de Ausbildungsbereitschaft, dass sie ihrer gesellschaftlichen Ver -
ant wor  tung gerecht wird. Jedem ausbildungswilligen und -fähi-
gen Ju gendlichen steht die betriebliche Ausbildung offen. Rund
20 Pro zent der Schulabgänger verlassen jedoch die allgemein bil -
denden Schu len ohne die für eine Berufsausbildung notwendigen
Voraus set zun gen. Mangelnde Ausbildungsreife ist für 45 Prozent
der bayerischen Ausbildungsbetriebe das größte Hemmnis bei der
Beset zung ihrer Ausbildungsplätze. Auch der Weiterbildungs be -
darf steigt deutlich. Prognosen zufolge wird die „PISA-Gene ra -
tion“ weniger gut ausgebildet sein als die heutige Erwerbsbe völ -
kerung. Für den internationalen Standortwettbewerb gilt wegen
des demografischen Wandels: „Je weniger wir werden, desto bes-
ser müssen wir sein“.

trotz des aktuellen Konjunkturrückgangs angesichts der de mo-
gra fi  schen Entwicklung, aber auch infolge der Abwanderung von
Fach kräften ins Ausland und zu restriktiver Zuzugsmodalitäten
auch in nerhalb der EU ein wichtiges Thema für die Unterneh men.

W a s  z u  t u n  i s t

■ Arbeitsmarkt flexibilisieren    — Irrweg Mindestlohn verlassen

Mindestlöhne steigern die Arbeitskosten und führen dazu, dass ge -
ra de Jobs für Geringqualifizierte verloren gehen. Der Irrweg Min -
des tlohn muss daher schnellstens verlassen werden. Löhne müssen
sich generell an der Produktivität orientieren. Nur ein flexibler Ar-
beitsmarkt ist auch funktionsfähig. Deshalb sind insbesondere der
Kündigungsschutz und die Vorgaben bei der Be fristung zu lockern.
Der Kündigungsschutz sollte erst in Betrieben ab 20 Arbeit neh mern
gelten.Bei Abschluss des Arbeitsvertrages muss es möglich sein, an -
stelle des Kündigungsschutzes eine angemessene Abfindungs zah -
lung zu vereinbaren. Die sachgrundlose Be fris tung sollte bis zu vier
Jahren ermöglicht und das Vorbe schäf tigungs ver bot dahin modifi-
ziert werden, dass der Arbeitnehmer in den letzten sechs Monaten
nicht im Betrieb beschäftigt war.

■ Soziale Sicherung — Wettbewerb stärken, 
■ Nachhaltigkeit sichern

Die Belastung der Betriebe und der Arbeitnehmer mit Lohnzu satz -
kosten ist zu hoch.Zu dieser Kostensteigerung hat der Gesund heits-
fonds maßgeblich beigetragen, der schnellstmöglich abgeschafft wer-
den muss. Die demografische Entwicklung treibt die Kosten der so-
zialen Sicherung für die Betriebe weiter in die Höhe. Es ist unauf-
schiebbar, die Beiträge in der gesetzlichen Kranken- und Pfle ge ver-
sicherung von den Löhnen abzukoppeln, pauschale Prämien einzu-
führen und pro Versicherten ein Deckungskapital auf  zubauen. Eine
gesetzliche Pflegezeit lehnt die Wirtschaft ab, weil sie die Be triebe
unangemessen belastet. Die schrittweise Anhe bung des ge setz li chen
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre ist unvermeidbar. Fle xible Über-
gänge in die Rente sind dagegen einfacher zu ge stalten als bisher.

■ Fachkräftemangel bewältigen — Zuwanderung 
■ erleichtern, Erwerbsquote erhöhen

Fachkräftemangel ist aus Sicht der Unternehmen in Deutschland
ein wesentliches Innovationshemmnis. Es ist daher notwendig, die

W a s  z u  t u n  i s t

■ Betriebliche Ausbildung
■ Ausbildungspakt engagiert fortsetzen

Die Akquisition neuer Ausbildungsplätze bleibt gerade bei der an -
gespannten wirtschaftlichen Situation vorrangiges Ziel des Ausbil -
dungspakts. Neue Schwerpunkte sind mit den Themen „Berufsori -
en tierung“ und „Ausbildungsreife“ zu setzen, denn bei zurück ge hen-
den Schulabgängerzahlen müssen mehr Jugendliche ausbildungs-
fähig die Schule verlassen. Dieses Ziel können die Paktpartner nur
ge mein sam mit den Kultusministern der Bundesländer erreichen.

■ „Dual mit Wahl“ weiter umsetzen

Ausbildung ist um so erfolgreicher je besser sie auf die praktische
Arbeit in den Unternehmen vorbereitet. Deshalb setzt die IHK-Or -
ganisation bei der Modernisierung der Ausbildung auf „Dual mit
Wahl“. Dabei werden im ersten Ausbildungsabschnitt Kernkom pe -
tenzen für verwandte Berufe vermittelt, die im zweiten Abschnitt
mit auswählbaren profilgebenden Kompetenzbausteinen ergänzt
wer den. Die Vorzüge der dualen Ausbildung verbinden sich so mit
flexiblen Wahlmöglichkeiten für die Unternehmen. Das Modell „Dual
mit Wahl“ muss weiter umgesetzt werden.

■ Alle Begabungs- und Leistungspotenziale ausschöpfen

Jeder Schüler soll nach der Schule in der Lage sein, eine Ausbildung
aufzunehmen und durchzustehen. Der wichtigste Schritt zur Ver -
besserung der Ausbildungsreife ist die Halbierung der Zahl der Schul-
abgänger ohne Abschluss bis zum Jahr 2013, die Ver bes se rung der
Qualität des mathematischen/naturwissenschaftlichen Un terrichts
und die vertiefte Berufsorientierung schon in der Schu le.

■ Weiterbildung — Wettbewerb erhalten, Engagement erhöhen

Die Weiterbildungsbeteiligung muss bis zum Jahr 2012 von derzeit
44 Prozent auf 50 Prozent gesteigert werden, um den zukünftigen
Qualifikationsbedarf abzudecken. Dazu ist ein weiterer Ausbau be -
rufs begleitender Weiterbildungsangebote ebenso nötig wie die zü -
gige Umsetzung der Durchlässigkeit zwischen beruflichem und hoch  -
schulischem Bildungssystem. Insbesondere die Kooperation zwi schen
den Hochschulen und der beruflichen Weiterbildung muss verstärkt
werden.
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■■ Umweltbelastung durch 
Innovation verringern

Der Verkehr muss seinen Beitrag zum Umweltschutz leisten. Dabei
darf er aber nicht übermäßig belastet werden. Eine Verkehrs len kung
durch Abgaben ist zu vermeiden. Durch den Einsatz neuer Tech no -
logien bei Fahrzeugen und in der Telematik ist eine intelligente Nut  -
zung vorhandener Kapazitäten anzustreben, um diese besser aus-
zulasten. Die Ökosteuer ist als ökologisch motivierte Lenkungs ab -
gabe ungeeignet und abzuschaffen, weil sie von den Kraftfahrern
nicht nur aus Gründen des Umweltschutzes, sondern insbesondere
zur Finanzierung von Rentenzahlungen erhoben wird.

FORSCHUNG UND INNOVATION:
Innovationsstandort 
Deutschland stärken

W i e  e s  i s t

Die Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft beruht in star-
kem Maße auf ihrer hohen Innovationskraft. Ein erfolgreicher
Start aus der aktuellen Krise wird nur mit innovativen Pro duk -
ten und Dienst leistungen gelingen. Auch in Anbetracht zuneh-
mender Konkurrenz aus den Schwellenländern muss Deutsch land
die Rahmenbe din gun  gen für Innovationen verbessern. Innova ti ons -
hemmnisse sind die mäßige Eigenkapitalausstattung vor allem
von kleinen und mittleren Unternehmen, der seit Jahren sinkende
staatliche Anteil an der Finanzierung von FuE-Aufwendungen so -
wie der unzureichende Markt für Wagniskapitalfinanzierung. Da-
zu kommen ein innovationsfeind liches Steuersystem sowie der
Mangel an Fachkräften. 

W a s  z u  t u n  i s t

■ Innovationskraft des Mittelstands beleben

Das Forschungs- und Innovationspotenzial des Mittelstands wird
in Deutschland nicht ausgeschöpft. Um zusätzliche private Inves ti-
tio nen in Forschung und Innovation zu fördern, müssen die Rah -
men bedingungen für die Wagniskapitalfinanzierung verbessert wer-
den.Gleichzeitig sollte die nicht auf bestimmte Branchen fokussier -
te Pro jektförderung auf hohem Niveau fortgesetzt und die För der -
be dingungen für das Zentrale Innovationsprogramm Mittel stand
(ZIM) aus dem Konjunkturpaket II (Einzelprojektförderung auch in

wältigt werden können. Erfolge in Forschung und Innovation wer-
den deshalb darüber entscheiden, wie gut es gelingt, die wachsende
Nachfrage trotz endlicher Ressourcen und bei hohem Klima schutz
zu befriedigen. Zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit muss die öf -
fentliche Hand ihre Ausgaben für die Energieforschung bis zum Jahr
2015 verdoppeln und damit wieder an das Niveau der 80er Jah re an -
knüpfen.

INTERNATIONALISIERUNG:
Ordnung schaffen — Hemmnisse 
beseitigen — Märkte öffnen

W i e  e s  i s t

Die Ordnungsregeln der Weltwirtschaft sind brüchig: Unre gu -
lierte Finanzmärkte führen ins globale Chaos, überregulierte Gü -
ter märk te verhindern optimale Arbeitsteilung, Entwicklung und
Wohlstand. Auch im nationalen Rahmen bremst Bürokratie die
Exportmög lich keiten. Die Bündelung von Zuständigkeiten bei den
Deutschen Aus landshandelskammern als zentrale Anlaufstelle für
die deutsche Wirt schaft vor Ort hat die Politik nicht abgeschlos-
sen, was die Such  kosten der Unternehmen nach der „richtigen Stel-
le“ hochtreibt und Fördermittel vergeudet. In Zeiten eines his  to -
rischen Einbruchs des Welthandels erwarten mehr als 100.000 in-
ternational aktive Unter  nehmen in Bayern mehr denn je klare,
faire und effiziente Struk tu ren für ihr Auslandsgeschäft. 

W a s  z u  t u n  i s t

■ Finanzmärkte mit Maß regulieren

Die Gefahr künftiger Finanzkrisen ist zu reduzieren. Ein internatio-
naler Ordnungsrahmen für Finanzmärkte, der mehr Transparenz und
Risikohaftung bewirkt, kann hierzu beitragen. Allerdings werden
da mit auch die Finanzierungskosten steigen und die Chancen für
Inno vation und Wachstum sinken. Eine nur in Deutschland oder in
Euro pa durchgeführte Regulierung greift zu kurz. Mit Basel II exi-
stiert bereits ein internationaler Ansatz, den es jetzt nachzujustie-
ren und dann weltweit anzuwenden gilt. Überregulierung löst keine
Pro ble me, sondern schafft neue.

■ Öffnung der Märkte mit Kraft vorantreiben 

Die aktuelle Wirtschafts- und Finanzkrise kann den Welthandel schlim -
mer treffen als die Krise von 1929. Die Erfahrung lehrt: Mit Pro tek ti-
onismus kann das Feuer der Krise nicht bekämpft werden — im Ge -
genteil: Maßnahmen zur Abschottung wirken wie ein Brand  beschleu  -
niger und können in die Katastrophe führen. Umso wichtiger ist es,
so schnell wie möglich die Doha-Welthandelsrunde ab zuschlie ßen.
Dann kann jährlich der Wohlstand weltweit um 250 Milliarden Euro
erhöht werden.

■ Exportkontrolle fair, unbürokratisch und 
■ transparent abwickeln

Deutsche Unternehmen müssen bei der Ausfuhr sensibler Güter oft -
mals mehrere Monate, mitunter ein halbes Jahr und länger auf ihre
Genehmigung durch das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr kon  -
trolle (BAFA) warten. In dieser Zeit ist der ausländische Auftrag in der
Regel verloren. Der ausländische Wettbewerber, der von seiner natio-
nalen Exportkontrolle schneller abgefertigt wird, kommt zum Zuge.
Um den deutschen Exportbetrieben faire Wettbe werbs chancen und
Planungssicherheit zu geben, sollte ein Antrag bei der BAFA als ge -
nehmigt gelten, wenn er nicht innerhalb von sechs Wo chen, bei sen-
siblen Ländern spätestens nach drei Monaten, bearbeitet ist. Kon -
trolle ist nötig, Bürokratismus schädlich.

■ Kompetenzen im Ausland noch stärker bündeln 

Unter dem Dach der deutschen Auslandshandelskammern (AHKs) sind
alle außenwirtschaftsbezogenen Förderaktivitäten für Unter nehmen
vor Ort in den Regionen zu bündeln. Dies gilt für die Inte gration so -
wohl der Auslandskorrespondenten von Germany Trade and Invest
als auch der vormaligen Auslandskorrespondenten der CMA für den
Ernährungssektor. Die AHKs sind auch bei der Anwer bung von In ves -
toren für Deutschland oder bei den neuen Aktivitäten in Sachen
Außenwissenschaftspolitik einzubinden.Der Bund muss die Co-Finan -
zierung der notwendigen Infrastruktur langfristig si chern, um die Si-
cherung erstklassiger AHK-Experten im Interesse der deutschen Un -
ternehmen zu gewährleisten.                               

W a s  z u  t u n  i s t

■ Unternehmerische Gestaltungsmöglichkeiten
■ müssen erhalten bleiben

Spürbare Verbesserungen beim Umweltschutz sind nur mit techni-
schen Innovationen machbar. Die Wirtschaft benötigt dazu Finanz -
kraft und Gestaltungsspielraum. Je mehr der Spielraum eingeschränkt
wird, umso stärker werden weit reichende Innovationen gebremst.
Die Rechtsetzung in Europa und Deutsch land muss sich daher auf
Zielvorgaben beschränken und darf nicht immer detaillierter in die
konkrete Produktgestaltung eingreifen. Denn die Inge nieure der Un   -
ter neh men sind bessere Konstrukteure als Parla men tarier und Be -
amte. Verbindliche Vor ga ben der EU müssen 1:1 in na tio na les Recht
umgesetzt werden, um Wettbe werbs nach teile für deutsche Un ter-
neh men zu ver mei den. Ver fahren zur Um set zung und Kon  trol le
müs   sen auch mittel stän di schen Un ter neh  men eine faire Chan  ce im
Wett  be werb las  sen. 

■ Klimaschutzmaßnahmen der Krisensituation anpassen

In einer Wirtschaftskrise kommt es noch mehr als sonst auf den
Einsatz der effizientesten Maßnahmen beim Klimaschutz an. Kli -
maschutz ist Energieeffizienz, und Energieeffizienz muss sich rech-
nen.Unter den gegenwärtigen ökonomischen Rahmenbedingungen
sind nur solche Klimaschutzansätze vertretbar, die kurz- und mit -
telfristig wirtschaftlich sind. Erforderlich ist daher eine sofortige
Kos ten-Nutzen-Analyse aller von der Bundesregierung beschlosse-
nen und diskutierten Klimaschutzmaßnahmen und ein Verzicht auf
bzw. die zeitweise Suspendierung von Maßnahmen, die unter die-
sem Blick winkel nicht prioritär sind. 

■ Versorgungssicherheit mit breitem
Energiemix gewährleisten

Ein großer Teil — in Bayern über 60 Prozent — des in Deutschland
benötigten Stroms wird derzeit kostengünstig und nahezu emis-
sionsfrei mit Kernkraftwerken erzeugt. Auch in Zukunft ist ein brei-
ter marktgesteuerter Energiemix einschließlich der Kernenergie er-
forderlich, um so hohe Versorgungssicherheit, günstige Preise und
Umweltfreundlichkeit in der Energieversorgung zu gewährleisten.

■ Forschung und Entwicklung im Energiebereich ausbauen

Die zukünftige Energieversorgung zu gewährleisten, stellt die Ener  -
giewirtschaft und die Industrie vor enorme Herausforderungen, wel -
che mit den heute verfügbaren Technologien noch nicht optimal be-

den al ten Bundesländern, Öffnung für Unternehmen bis 1.000 Mit -
arbeiter) über das Jahr 2010 hinaus beibehalten werden.

■ Steuerliche Forschungsförderung einführen

Der BIHK plädiert für die Einführung einer steuerlichen For schungs -
förderung. Damit könnten allen forschenden Unternehmen schnell
und unbürokratisch Anreize geboten werden, verstärkt in For schung
und Entwicklung zu investieren. Zudem lässt sich auf diese Weise
ein internationaler Wettbewerbsnachteil beseitigen: Heute gibt es
bereits in zwei Dritteln der OECD-Staaten eine steuerliche For-
schungs  förderung. Weiterhin müssen die standortschädlichen Ele -
mente der Unternehmensteuerreform 2008 korrigiert werden, um
den FuE-In vestitionsstandort Deutschland nicht zu gefährden. 

■ Hightech-Gründungen fördern

Jedes siebte neu gegründete Unternehmen gehört den forschungs-
und wissensintensiven Sektoren an. Gerade Hightech-Gründungen
sind häufig Träger für „Durchbruchsinnovationen“, sie tragen zum
Strukturwandel bei und weisen eine überdurchschnittliche Beschäf-
tigungsentwicklung auf. Deshalb sollte die Gründungsförderung in
diesen Sektoren verstärkt werden.Den von der EU anerkannten Sta  -
tus einer„Young Innovative Company“, d.h.die Befreiung for schungs  -
intensiver Gründungen von bestimmten Steuern und Ab gaben, soll -
te die Politik auch in Deutschland umsetzen. 

UMWELT UND ENERGIE: 
Interessen harmonisieren — Effizienz
steigern — Unternehmen entlasten

W i e  e s  i s t

Die Bundesregierung möchte Deutschland in einer weltweit be -
achteten Vorreiterrolle beim Umwelt- und Klimaschutz sehen.
Ehr gei zige Programme stellen die Unternehmen vor große Her -
aus  forde rungen.Gleichzeitig sind damit beachtliche ökonomische
Chancen verbunden. Herausforderungen können aber zur Über-
forderung wer den, wenn sich die Rahmenbedingungen so dras -
tisch verschlechtern wie derzeit.

BIHK-
Wahlprüfsteine

Kernforderungen für die
Wahl zum Deutschen Bundestag
am 27. September 2009
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